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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Juni 1 952 

6 - 55 200/0 1228/52 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über den Kapitalverkehr 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesministcr für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 83. Sitzung am 25. April 1952 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf nach 
der Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen des Bundes- 
rates zu, dem Änderungsvorschlag unter Ziffer 4 jedoch nur mit 
der Maßgabe, daß die vorgeschlagene übliche Fassung der Berlin- 
Klausel wie folgt geändert wird: 

„Dieses Gesetz und nach § 9 des Gesetzes erlassene Richt- 
linien gelten in Berlin, sobald das Land Berlin die An- 
wendung des Gesetzes gemäß Artikel 87, Abs. 2 seiner 
Verfassung beschlossen hat”. 

Durch § 9 des Gesetzes wird die Bundesregierung nur ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates und nach gutachtlicher Stellung- 
nahme des Ausschusses für Kapitalverkehr Richtlinien aufzustellen, 
sie wird aber nicht zum Erlaß dieser Richtlinien verpflichtet. Die vom 
Bundesrat vorgcschlagene Fassung trägt dem Umstand, daß es sich 
bei § 9 um eine Kann- Vorschrift handelt, nicht genügend Rechnung. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Drude: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerel Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über den Kapitalverkehr 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Die erstmalige Begebung von 

a) Schuldurkunden, die zur Verwendung am 
Kapitalmarkt geeignet sind, insbesondere 
von Teilschuldverschreibungen auf den 
Inhaber oder an Order und Zertifikaten 
von Investmentgesellschafren, 

b) Aktien, Zwischenscheinen und Genuß- 
scheinen, wenn sie gegen Zahlung eines 
Geldbetrages oder gegen in Geldforde- 
rungen oder Wertpapieren bestehenden 
Sacheinlagen ausgegeben werden, 

bedarf der Genehmigung. 

(2) Die Genehmigung kann unter Bedin- 
gungen oder Auflagen erteilt werden, 

(3) Die Begebung ist rechtswirksam, auch 
wenn eine Genehmigung nicht erteilt ist. 
Dies gilt nicht für Schuldverschreibungen auf 
den Inhaber im Sinne des § 793 BGB. 

§ 2 

Zur Begebung von Aktien und Zwischen- 
scheinen ist eine Genehmigung nicht erfor- 
derlich, wenn ihr Nennbetrag, einschließlich 
der seit dem 7. September 1949 genehmi- 
gungsfrei begebenen Aktien oder Zwischen- 
scheine, eine Million Deutsche Mark nicht 
erreicht. 

^ 3 

(1) Über Anträge auf Erteilung der Ge- 
nehmigung entscheidet der Bundesminister 
für Wirtschaft im Einvernehmen mit dem 
Bundcsminlster der Einanzen. 

(2) Die Anträge sind bei der zuständigen 
Behörde des Eandes, in dem der Antragstel- 
ler seinen Sitz oder seine gewerbliche Nieder- 
lassung hat, einzureichen. Diese legt die An- 
träge mit ihrer Stellungnahme dem Bundes- 
minister für Wirtschaft vor. 


S 4 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft hat 
vor seiner Entscheidung ein Gutachten des 
Ausschusses für Kapitalverkehr einzuholen. 
Der Ausschuß erstattet sein Gutachten mit 
der einfachen Mehrheit der anwesenden Mit- 
glieder. 

(2) Der Ausschuß besteht aus je einem 
Vertreter 

des Bundesministeriums für Wirtschaft, 
als Vorsitzenden, 

des Bundesministeriums der Einanzen, 

der Bank deutscher Länder, 

der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
und drei Vertretern der Lander, die vom 
Bundesrat bestellt werden. 

(1) Der Ausschuß für Kapitalverkehr kann 
zu seinen Beratungen Sachverständige, ins- 
besondere aus den Kreisen der Kreditwirt- 
schaft, hinzuziehen, 

(2) An den Beratungen kann ein Vertreter 
der zuständigen Behörde des Landes, in dem 
der Antragsteller seinen Sitz oder seine ge- 
werbliche Niederlassung hat, teilnehmen. 

§ 6 

(1) Genehmigungen sollen nur erteilt wer- 
den, wenn die beantragte Emission nach Art 
und Umfang in Einklang steht 

a) mit dem Ziele, die Leistungsfähigkeit der 
Wirtschaft im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes zu steigern, 

b) mit den Grundsätzen einer geordneten 
Währungpolitik. 

(2) Die von den zuständigen Stellen auf- 
gestellten Tnvestitionsprogramme sind zu be- 
achten. 

Ablehnende Bescheide sowie Genehmlgun- 
gungen, die unter Bedingungen oder Auf- 
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la^cn erteilt werden,, sind schriftlich zu be- 
gründen. 

Die Genehmigung wird ungültig, wenn die 
Urkunden der in § 1 bezeichneten Art nicht 
innerhalb von neun Monaten nach Zugang 
des Genehmigungsbescheides zum Erwerb an- 
geböten werden, es sei denn, daß in dem 
Bescheid eine längere Frist bestimmt ist. 

§ 9 

Die Bundesregierung kann nach gutacht- 
licher Stellungnahme des Ausschusses für 
Kapitalverkehr Richtlinien aufstellen, die 
den Kapitalsammelstellen die Anlage der 
Mittel, die im Rahmen des ordnungsmäßigen 
Geschäftsbetriebes zur langfristigen Anlage 
bestimmt oder geeignet sind, für volkswirt- 
schaftlich dringliche Investitionen empfehlen. 
Von dieser Empfehlung sollen die Kapital- 
sammelstellen nur aus wichtigen Gründen, 
die dem Bundesminister für Wirtschaft vor- 
her bekanntzugeben sind, abweichen. § 4 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes vom 24. April 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 83) bleibt unbe- 
rührt. 

§ 10 

Für die Erteilung der Genehmigung hat 
der Antragsteller eine Verwaltungsgebühr 
von einem Viertel vom Tausend des Nenn- 
betrages der zu begebenden Urkunden, höch- 
stens eintausend Deutsche Mark, zu entrich- 
ten. Wird ein Antrag abgelehnt, beträgt die 
Gebühr ein Viertel dieses Satzes, höchstens 
zweihundertfünfzig Deutsche Mark. 

S 11 

Die Genehmigung nach diesem Gesetz er- 
setzt die staatliche Genehmigung nach § 795 
BGB. 

§ 12 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft 
oder die von ihm beauftragte Stelle kann 
jederzeit vom Antragsteller Auskünfte ver- 
langen, die sich auf die Durchführung der 
Emission, insbesondere auf die Einhaltung 
von Bedingungen oder Auflagen im Sinne 
des § 1 Abs. 2 beziehen. 

(2) Auf Verlangen sind die Bücher, Belege 
und sonstigen Schriftstücke, deren Prüfung 
eine auskunftsberechtigte Stelle zur Ermitt- 
lung dieser Umstände für erforderlich hält, 
vorzulegen. 


(3) Die Auskunftspflicht besteht auch in 
den Fällen, in denen der Genehmigungs- 
bescheid in der Zeit vom 7. September 1949 
bis 30. Juni 1952 zugegangen ist. 

(4) Die Auskunft ist kostenfrei zu er- 
teilen. 

(5) Die Verordnung über Auskunftspflicht 
vom 13. Juli 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 723) 
bleibt unberührt. 

S 13 

(1) Mit Geldbuße bis zu 100 000, — 
Deutsche Mark kann belegt werden, wer vor- 
sätzlich oder fahrlässig 

1. Urkunden der in § 1 bezeichneten Art 

ohne die nach diesem Gesetz erforderliche 

Genehmigung begibt, 

2. a) einer gemäß § 1 Abs. 2 dieses Gesetzes 

an eine Genehmigung geknüpften Be- 
dingung oder Auflage zuwiderhandelt, 

b) eine Auskunft, zu der er nach 5 12 ver- 
pflichtet ist, ganz oder teilweise ver- 
weigert oder nicht in der gesetzten Frist 
erteilt oder unrichtige oder unvollstän- 
dige Angaben macht oder dem Verlan- 
gen auf Vorlage nicht nachkommt, so- 
fern die Genehmigung oder das Aus- 
kunftsverlangen ausdrücklich auf die 
Bußgeldbestimmungen dieses Gesetzes 
verweist. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft be- 
stimmt eine Bundesbehörde als Verwaltungs- 
behörde im Sinne des § 67 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten und nimmt die Befug- 
nisse des § 61 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten wahr. 

§ 14 

(1) Wenn gesetzliche Vertreter oder Be- 
vollmächtigte einer juristischen Person oder 
einer Personenvereinigung in Ausführung 
ihrer Obliegenheiten gegen § 13 verstoßen, 
so haften neben ihnen die Vertretenen als 
Gesamtschuldner für Geldbußen, die diese 
Personen verwirken, sowie für Verfahrens- 
und Vollstreckungskosten, die ihnen aufer- 
legt werden. 

(2) Die Haftung tritt nicht ein, wenn der 
Betroffene stirbt, bevor der Bußgeldbescheid 
ihm gegenüber rechtskräftig geworden ist. 
Erzwingungshaft kann an dem Betroffenen 
ganz oder zum Teil vollstreckt werden, ohne 
daß die juristische Person oder Personen- 
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Vereinigung, die für die Geldbuße haftet, In 
Anspruch genommen wird. 

(3) Die Vertretenen haben im Verfahren 
selbständig dieselben Rechte wie der Betrof- 
fene. 

(4) Im Bußgeldbescheid Ist darüber zu er- 
kennen, ob die Vertretenen für die Geldbuße 
sowie die Verfahrens- und Vollstreckungs- 
kosten haften. Ist die Zuziehung im Bußgeld- 
verfahren unterblieben, so kann gegen die 
Vertretenen durdi besonderen Bescheid er- 
kannt werden. Dieser Bescheid steht einem 
Bußgeldbescheid gleich. 

§ 15 

(1) Die Vorschriften der §§ 1 bis 14 die- 
ses Gesetzes finden keine Anwendung auf 
Schuldurkunden, die von der Bundesrepu- 
blik Deutschland, den Ländern, der Deut- 
schen Bundespost, der Deutschen Bundesbahn 
und der Kreditanstalt für Wiederaufbau be- 
geben werden. 

(2) Die Bundesregierung hat bei Be- 
gebung von Schuldverschreibungen der Deut- 
schen Bundesbahn und von Schuldurkunden 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau, 

der Bundesminister der Finanzen bei Be- 
gebung von 

a) Schuldscheindarlehen der Deutschen Bun- 
desbahn, 

b) Schuldurkunden der Deutschen Bundes- 
post, 

die die Voraussetzungen des S 1 Abs. 1 Buch- 
stabe a) erfüllen, vor einer Entschließung den 


Ausschuß für Kapitalverkehr anzuhören. 
§ 31 des Bundesbahngesetzes vom 13. De- 
zember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 855), § 4 
der Verordnung über die allgemeinen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die Haus- 
haltsgebarung und Vermögensverwaltung 
der Deutschen Bundespost vom 6. April 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 305) und § 11 Abs. 3 des 
Gesetzes über die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau in der Fassung vom 22. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 65) bleiben im übrigen 
unberührt. 

S 16 

Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilte 
Genehmigungen werden am 1. Juli 1953 un- 
gültig, wenn die Urkunden der In ^ 1 be- 
zelchneten Art nicht bis zu diesem Zeitpunkt 
zum Erwerb angeboren worden sind, es sei 
denn, daß In dem Genehmigungsbescheid eine 
andere Frist bestimmt Ist. 

§ 17 

§ 145 a des Strafgesetzbuches tritt am 
1. Juli 1952 außer Kraft. 

S 18 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin Im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Gebiet 
des Landes Berlin. 

§ 19 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1952 in Kraft 
und tritt am 31. Dezember 1953 außer Kraft. 
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Begründung 


A. Im allgemeinen 

Das für den Bereich des ehemaligen Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes erlassene, durch 
die Verordnung vom 12. Mai 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 180) auf die Länder der franzö- 
sischen Zone erstreckte und bis zum 30. Juni 
1952 befristete Gesetz über den Kapitalver- 
kehr vom 2. September 1949 (WiGBl. S. 305) 
bedarf aus sachlichen und formellen Gründen 
einer Neufassung: 

Die Notwendigkeit zu einem Eingreifen des 
Gesetzgebers in Zeiten, in denen ein auffäl- 
liges Mißverhältnis zwischen Sparkapital und 
Investitionsbedarf der Wirtschaft besteht, ist 
seit langem anerkannt. Bereits durch Kap. III 
§ 6 des 1. Teiles der Notverordnung vom 

8. Dezember 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 703) 

wurde die Zuständigkeit zur Entscheidung 
über die Erteilung der staatlichen Genehmi- 
gung von den Ländern auf das Reich über- 
tragen. Die Zentralisierung der Zuständigkeit 
für die Emissionsgenehmigungen in der 

Reichsebene verfolgte den Zweck, den Über- 
blick über die in Umlauf gesetzten Papiere 
zu erleichtern und die zentrale Überwachung 
und Lenkung eines wesentlichen Teiles des 

Kapitalmarktes zu ermöglichen. Nach Ar- 

tikel IV Absatz 4 der 1. DVO zum Anleihe- 
stockgesetz vom 27. Februar 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 316) bedurfte die Begebung von 
Aktien, Genußscheinen und ähnlichen Rech- 
ten der Genehmigung. Die Verordnung über 
den Kapitalverkehr vom 12. Juni 1941 

(Reichsgesetzbl. I S. 328) und die 1. DVO zur 
Verordnung über den Kapitalverkehr vom 

9. August 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 515) so- 
wie das Kapitalverkehrsgesetz vom 2. Sep- 
tember 1949 bildeten den Abschluß dieser 
Entwicklung. 

Die Erwartung, daß die Verhältnisse auf dem 
Kapitalmarkt sich bis zum Ablauf des Ka- 
pitalverkehrsgesetzes so gestalten würden, daß 
auf eine Kontrolle des Kapitalverkehrs ver- 
zichtet werden könnte, hat sich nicht erfüllt. 
Eine Verlängerung der Geltungsdauer des 
KVG ist daher erforderlich. Gleichzeitig mit 
der Verlängerung, die bis zum 31. Dezem- 
ber 1953 vorgesehen Ist, Ist das Gesetz aus 
folgenden Gründen neu gefaßt worden. 

Der Rechtsausschuß des Bundesrates hat In 
seiner 32. und 33. Sitzung anläßlich der Be- 
ratung des Entwurfes einer Verordnung zur 


Durchführung des Gesetzes über den Kapital- 
verkehr gewisse Zweifel in der Richtung ge- 
äußert, ob sich Insbesondere die §§ 3 und 4 
des Kapitalverkehrsgesetzes vom 2. Septem- 
ber 1949 (KVG) Im Rahmen der Arti- 
kel 83 ff. des Grundgesetzes über die Aus- 
führung der Bundesgesetze und die Bundes- 
verwaltung halten. 

In der Praxis hat die Handhabung dieses Ge- 
setzes nach keiner Seite hin zu Schwierigkei- 
ten geführt. Der Ausschuß für Kapitalver- 
kehr und der Bundesminister der Finanzen 
haben regelmäßig hinsichtlich der zu ergrei- 
fenden Maßnahmen eine Übereinstimmung 
erzielt. Der Bundesminister der Finanzen hat 
die Beschlüsse des Aussdiusses für Kapital- 
verkehr in fast allen Fällen bestätigt. Die 
derzeitige Zusammensetzung des Ausschusses 
aus zwei Vertretern des Bundes, drei Ver- 
tretern der Länder, einem Vertreter der 
Bank deutscher Länder und einem Vertreter 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau Ist all- 
gemein als zweckmäßig angesehen worden, 
weil sie eine Überprüfung der Emissions- 
anträge unter Berücksichtigung sowohl der 
Interessen der Länder wie der des Bundes 
sowie der der Währungs- und Kreditpolitik 
ermöglicht. Um jedoch die erwähnten ver- 
fassungsrechtlichen Bedenken zu beheben, ist 
das Gesetz insoweit neu gefaßt worden. 

Bei der Neufassung ist Wert darauf gelegt 
worden, das Gesetz sachlich im allgemeinen 
nur in dem infolge etwaiger verfassungs- 
rechtlicher Bedenken erforderlichen Maße zu 
ändern. Diese Bedenken bezogen sich nament- 
lich darauf, daß der Ausschuß für Kapital- 
verkehr weder als ein Organ des Bundes noch 
als ein Organ der Länder anzusehen sei. An 
die Stelle der bisherigen von der Zustim- 
mung des Ausschusses für Kapitalverkehr 
unter Bestätigung seiner Beschlüsse durch den 
Bundesminister der Finanzen abhängigen 
Genehmigung von Emissionsanträgen durch 
das Land, in dem der Antragsteller 
seinen Sitz oder seine gewerbliche Niederlas- 
sung hat, ist daher ciie Genehmigung des 
Bundesministers für Wirtschaft im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen getreten, die eine Anhörung in Form 
einer Stellungnahme des betreffenden Lan- 
des und ein Gutachten des Ausschusses für 
Kapitalverkehr voraussetzt. Die bisherige 
Zusammensetzung des Ausschusses für Kapl- 
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talverkehr Ist beibehalten mit der Maßgabe, 
daß auf eine weitere Einschaltung der Finan- 
zierungs-A.G. Speyer verzichtet wird. Nach 
dem Entwurf hat der Ausschuß für Kapital- 
verkehr nur noch eine gutachtliche Funktion. 
Da die Beschlüsse des Ausschusses bisher der 
Bestätigung durch den Bundesminister der 
Finanzen bedurften, war der Ausschuß auch 
bisher im wesentlichen nur gutachtlich tätig. 
Das KVG ermöglichte nur eine Emissionskon- 
trolle und erfaßte damit nur einen beschränk- 
ten Teil des Kapltalverkehrs. Der Entwurf 
hält zwar eine Erweiterung der Kontrolle, 
die zu einer Überwachung der einzelnen 
Kreditvorgänge führen müßte, nicht für ver- 
tretbar, sieht aber in Anlehnung an § 4 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes vom 24.^ April 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 83) die Möglichkeit 
vor, daß die Bundesregierung an die Kapital- 
sammelstellen Empfehlungen richtet, die sich 
auf die Verwendung anlagebereiten Kapitals 
beziehen. Auf das im § 3 KVG vorgesehene 
Einspruchsverfahren ist verzichtet worden, 
da nach dem Aufbau der Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit der Verwaltungsrechtsweg 
offensteht und ein Einspruchsverfahren sich 
in der Praxis als nidit erforderlich erwiesen 
hat. Der Entwurf paßt das auf die Verhält- 
nisse der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes abgestellte KVG auch in for- 
meller Fiinsicht dem verfassungs- und ver- 
waltungsrechtlichen Aufbau der Bundesrepu- 
blik Deutschland an. Die strafrechtlichen Be- 
stimmungen sind an das Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten angeglichen. ■ 

B. Im besonderen 

Zu § 1: 

§ 1 des Entwurfs (E) entspricht im wesent- 
lichen § 1 KVG. 

§ 1 Abs. 1 Buchst, a) erfaßt die bisher geson- 
dert aufgeführten Teilsdiuldverschreibimgcn 
auf den Inhaber oder an Order und die son- 
stigen Schuldverschreibungen, die zur Ver- 
wendung am Kapitalmarkt geeignet sind, 
unter dem allgemeineren Begriff „Schuld- 
urkunden, die zur Verwendung am Kapital- 
markt geeignet sind“, zusammen und er- 
wähnt die Tellschuldverschrelbungcn auf den 
Inhaber oder an Order als die hauptsadilich 
in Betracht kommenden Kapitalmarkttitel 
nur noch beispielsweise. 

In das KVG nicht einbezogen waren die so- 
genannten Schuldscheindarlehen. Zweifelhaft 
war die Rechtslage bei den Zertifikaten von 


Investmentgesellschaften. Durch die Verwen- 
dung des allgemeineren Begriffes Schuld- 
urkunden unterliegen jetzt auch Schuldschein- 
darlehen der Genehmigungspflicht, sofern 
sie die Voraussetzungen des ^ 1 Abs. 1 
Buchst, a) E etw’a deswegen erfüllen, weil sie 
gestückelt sind. Zur Verwendung am Kapital- 
markt sind Schuldscheindarlehen z. B. dann 
ungeeignet, wenn ihre Abtretung durch Ver- 
einbarung mit dem Schuldner ausgeschlossen 
Ist (§ 399 BGB). Erlöse aus Schuldschein- 
darlehen werden überwiegend zur Finan- 
zierung von Investitionsvorhaben verwendet. 
Ihre Einbeziehung ist daher im Interesse 
einer gleichmäßigen Behandlung aller der 
Finanzierung von Investitionen dienenden 
Schuldtitel erforderlich. 

Durch die ausdrückliche Erwähnung der Zer- 
tifikate von Investmentgesellsdiaften ist die 
bisherige Streitfrage in dem Sinne entschie- 
den worden, daß Ihre Begebung der Geneh- 
migung bedarf. Das Zertifikat verbrieft 
einen ideellen Anteil (eine Ideelle Quote) an 
sämtlichen zum Fonds gehörigen Vermögens- 
gegenständen, und zwar Miteigentum, so- 
weit es sich um Sachen, insbesondere Wert- 
papiere, und eine Mitberechtigung (Gläubiger- 
genacinschaft), soweit es sich um Forderun- 
gen handelt. Seiner Rechtsnatur nach Ist das 
Zertifikat der einzigen deutschen Invest- 
mentgesellschaft, der Allgemeinen Deutschen 
Investmentgesellschaft m.b.H. München, ein 
qualifiziertes Legitimationspapier und damit 
ein ähnliches Wertpapier wie das Sparkassen- 
buch oder die Versicherungspolice. Für die Ein- 
beziehung der Zertifikate von Investment- 
gesellschaften in den Entwurf spricht, daß sie 
neben der Verbrlefung von Miteigentum und 
Mitbcrcchtigungen auch schuldrechtliche An- 
sprüche, wie z. B. das Rückgabe- oder Aus- 
kaufsrecht, beinhalten. Sie haben insoweit 
den Charakter von Schuldverschreibungen. 
Im übrigen hat sich durch den Entwurf an 
der bisherigen Rechtslage nichts geändert. 

§ 1 Abs. 1 Buchst, b) E, der die Genchmi- 
gungspfiieht für die Begebung von Aktien, 
Zwischenscheinen und Genußscheinen behan- 
delt, entspricht dem § 1 KVG mit der Maß- 
gabe, daß Emissionen auch dann .genehmi- 
gungspflichtig sind, wenn Sacheinlagen ge- 
madat werden, die In Geldforderungen oder 
Wertpapieren bestehen. Diese Ergänzung ist 
erforderlich, um eine sonst mögliche Um- 
gehung des Gesetzes auszuschalten. 

§ 1 Abs. 2 Satz 1 KVG Ist wörtlich über- 
nommen, Satz 2 dagegen als überflüssig gc- 
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strichen. Bedingungen und Auflagen, die an 
eine Genehmigung geknüpft werden^ be- 
ziehen sich insbesondere auf die Verwendung 
des Emissionserlöses. Durch sie soll sicher- 
gestellt werden, daß der Emissionserlös den 
als vordringlich anerkannten Verwendungs- 
zwecken zugeführt wird. Bedingungen und 
Auflagen können sich ferner bei Schuld- 
urkunden auf den Ausgabekurs und den 
Zinsfuß, bei Wandelschuldverschreibungen 
auch auf das Wandelrecht und bei Aktien auf 
die Gattung beziehen. Bei festverzinslichen 
Wertpapieren wird nach der bisherigen Pra- 
xis des Ausschusses für Kapitalverkehr die 
Genehmigung regelmäßig an die Auflage ge- 
knüpft, daß die Emittenten für eine alsbal- 
dige Börseneinführung zu sorgen haben. 
(Vgl. § 6 der II. Bekanntmachung des Aus- 
schusses für Kapitalverkehr gemäß § 5 Abs. 2 
KVG vom 8. September 1950, Bundesanzei- 
ger Nr. 173). 

Absatz 3 ist wörtlich übernommen unter 
Berichtigung des angezogenen § 795 in § 793 
BGB. 

Zu § 2: 

§ 2 E entspricht sinngemäß der Bestimmung 
des § 2 Abs. 1 KVG. Der Zeitpunkt des In- 
krafttretens des KVG, nämlich der 7. Sep- 
tember 1949, ist jedoch als Stichtag beibe- 
halten. Der Entwurf übernimmt nicht § 2 
Abs. 2 KVG, weil eine gleichartige Behand- 
lung von Schuldverschreibungen, für die 
keine „Freigrenze'* besteht, mit Vorzugs- 
aktien weder rechtlich noch wirtschaftlich zu 
rechtfertigen ist. Für die Emission von Vor- 
zugsaktien müssen vielmehr die gleichen Be- 
stimmungen gelten wie für die Begebung 
von Stammaktien. 

Zu § 3: 

Die verfassungsrechtlichen Zweifel des Rechts- 
ausschusses des Bundesrates richteten sich ins- 
besondere dagegen, ob die Genehmigung von 
Emissionsanträgen durch die obersten Lan- 
desbehörden nach Zustimmung des Ausschus- 
ses für Kapitalverkehr und Bestätigung der 
Beschlüsse des Ausschusses durch den Bun- 
desminister der Finanzen sowie das Ein- 
spruchsverfahren mit den Artikeln 83 ff. des 
Grundgesetzes vereinbar sind. Um diese Be- 
denken zu beheben, überträgt der Entwurf 
unter Bezugnahme auf Art. 74 Ziff. 11 GG 
nunmehr dem Bundesminister für Wirschaft 
die Entsdieidung über Anträge auf Erteilung 
von Genehmigungen ausschließlich und er- 


kennt dem Ausschuß für Kapitalverkehr nur 
noch eine gutachtliche Funktion zu. 

Auf das Einspruchsverfahren verzichtet der 
Entwurf, weil nach dem Aufbau der Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit der Verwaltungs- 
rechtsweg offen steht und das Einspruchs- 
verfahren in der Praxis sich nicht als erfor- 
derlich erwiesen hat. 

§ 3 Abs. 2 E regelt die Einreichung der An- 
träge durdi die zuständige Landesbehörde 
beim Bundesminister für Wirtschaft im An- 
schluß an § 3 KVG. Durch die von der Lan- 
desbehörde dem Antrag beizufügende Stel- 
lungnahme ist ein Einfluß des Landes, in 
dem der Antragsteller seinen Sitz oder seine 
gewerbliche Niederlassung hat, auf die Ent- 
scheidung des Bundesministers für Wirt- 
schaft gewährleistet. Vgl. auch ^ 5 Abs. 2 E. 

Zu § 4: 

Der Ausschuß für Kapitalverkehr, dessen 
Gutachten der Bundesminister für Wirtschaft 
vor seiner Entscheidung einzuholen hat, hat 
nunmehr nur noch beratende .Aufgaben. Da 
nach § 4 Abs. 2 KVG seine Beschlüsse der 
Bestätigung des Bundesministers der Finan- 
zen bedurften, wird er im Ergebnis künftig 
in der gleichen Weise wie bisher tätig sein. 
§ 4 Abs. 2 E entspricht sachlich der Regelung 
des § 6 Abs. 1 KVG mit der Maßgabe, daß 
§ 13 KVG nicht übernommen ist. Da die 
Neufassung des KVG für den Bereich der 
Bundesrepublik Deutschland und des Landes 
Berlin erlassen werden kann und gemäß § 14 
des Gesetzes über die Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau in der Fassung vom 22. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 65) das Gesetz 
über die Kreditanstalt für Wiederaufbau auch 
in den Ländern des französischen Besatzungs- 
gebiets In Kraft getreten Ist, erscheint bei 
Anträgen aus diesem Gebiet die Hinzu- 
ziehung eines Vertreters der Finanzlerungs- 
A.G. Speyer (FINAG) anstelle des Vertreters 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau nicht 
mehr erforderlich. 

Zu § 5: 

§ 5 E Ist lediglich eine redaktionelle Neufas- 
sung des § 6 Abs. 2 und 3 KVG. 

Zu § 6: 

§ 6 Abs. 1 Buchst, a) E entspricht dem § 5 
Abs. 1 Buchst, a) KVG mit der Maßgabe, daß 
in Anbetracht des Auslaufens der Marshall- 
planhilfe eine abgewandelte Zielrichtung fest- 
gelegt wird. Der Geltungsbereich dieses Ge- 
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setzes erstreckt sich auf die Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich des Landes Berlin. 
Daher Ist eine Fassung gewählt, die dem Um- 
stand, daß auch die Leistungsfähigkeit der 
Berliner Wirtschaft gesteigert werden soll, 
Rechnung trägt. Auf die Beibehaltung des 
bisherigen § 5 Abs. 1 Buchst, b) KVG ver- 
zichtet der Entwurf, weil sich in der bis- 
herigen Anwendung des Gesetzes eine beson- 
dere Bestimmung im Hinblick auf eine raum- 
wirtschaftliche Neuordnung nicht als erfor- 
derlich erwiesen hat und Im übrigen der Ge- 
danke in dem allgemeinen Ziel, die wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit der Bundes- 
republik Deutschland und des Landes Berlin 
zu steigern, mit enthalten ist. 

§ 6 Abs. 1 Buchst, b) E entspricht wörtlich 
dem bisherigen § 5 Abs. 1 Buchst, c) KVG. 
Nach § 2 der I. Bekanntmachung des Aus- 
schusses für Kapitalverkehr gemäß § 5 

Abs. 2 KVG vom 13. Juni 1950 (Bundes- 
anzeiger Nr. 112 vom 15. Juni 1950) sind 
unter den von den „zuständigen Stellen“ auf- 
gestellten Investitionsprogrammen und Richt- 
linien die Investitionsprogrammc der Bun- 
desregierung zu verstehen. Diese Interpre- 
tation ist jedoch nicht erschöpfend. Als ein 
von den „zuständigen Stellen“ aufgestelltes 
Investitionsprogramm ist z. B. auch das vom 
Bundeswirtschaftsminlstcrium nach dem Ge- 
setz über die Investitionshilfe der gewerblichen 
Wirtschaft aufgestellte Investitionsprogramm 
für Energie, Kohle, Eisen und Stahl, das im 
Rahmen der vom Bundeswlrtschaftmlnlste- 
rium festgelegten Quoten vom Kuratorium 
der Industriekreditbank — Sondervermögen 
Investitionshilfe durchgeführt wird, anzu- 
sehen. Auch örtlich beschränkte Investitions- 
programme, etwa zur Förderung der Berliner 
Wirtschaft, sind nach der im Entwurf ge- 
wählten Fassung vom Bundesminister für 
Wirtschaft und vom Ausschuß für Kapital- 
verkehr zu beachten. 

Zu S 7; 

§ 7 E entspricht § 7 Abs. 1 KVG. § 7 Abs. 2 
KVG ist gestrichen, weil der Entwurf das 
Einspruchsverfahren beseitigt. 

Zu § 8; 

Um zu vermeiden, daß Genehmigungen „ge- 
hortet“ werden, erscheint es in Übereinstim- 
mung mit entsprechenden Regelungen in an- 
deren Gesetzen, die eine Genehmigungs- 
pflicht vorschreiben, zweckmäßig, die Gel- 
tungsdauer der Genehmigung zeitlich zu be- 
schränken. Für besondere Fälle bleibt Vorbe- 


halten, In dem Bescheid eine längere Gel- 
tungsdauer zu bestimmen. 

Nach der Praxis des Ausschusses für Kapital- 
verkehr werden Genehmigungen zur Emis- 
sion von Aktien und Wandclobligationen an 
die Auflage geknüpft, daß die Urkunden 
Innerhalb von 9 Monaten nach Zugang des 
Genehmigungsbescheides zum Erwerb ange- 
boten werden müssen. 

Zu 5 9: 

Das KVG vom 2. September 1949 ist in 
Wirklichkeit nicht ein Gesetz, das den 
Kapitalverkehr regelt, sondern ein Gesetz, 
das eine Emissionskontrolle ermöglicht. Ein 
Ausbau des KVG in dieser Richtung setzt 
voraus, daß Anlagerichtlinien für die Kapltal- 
sammelstellcn erlassen werden können. Durch 
Anlagerichtlinien kann das bei den Kapital- 
sammelstellen gebildete Sparkapital in die- 
jenigen Bereiche geleitet werden, in denen es 
im besonderen Maße für die Finanzierung 
von volkswirtschaftlich wichtigen Investi- 
tionen benötigt wird. 

Bereits in den Entwürfen zum KVG war der 
Erlaß von Anlagerichtlinien für Kapltal- 
sammelstellen vorgesehen. Da inzwischen für 
den Wohnungsbau durch § 4 des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes vom 2. April 1950 die 
Ermächtigung zum Erlaß einer entsprechen- 
den Rechtsverordnung vorgesehen ist, er- 
scheint es folgerichtig, der Bundesregierung 
— wenn auch nur in empfehlender Form — 
die Möglichkeit zu geben, über den Sektor 
des Wohnungsbaues hinaus Anlagerichtlinien 
aufstellen zu können. 

Als Kapitalsammelstellen kommen insbeson- 
dere Sparkassen, private Hypothekenbanken 
und öffentlich-rechtliche Kreditanstalten so- 
wie Lebensversicherungsunternehmen in Be- 
tracht. 

Weil die Kapitalsammelstellen nldit ver- 
pflichtet werden, die Anlagerichtllnlen zu be- 
folgen — es sich also um eine lex Imperfecta 
handelt — sollen sie gehalten sein, zuvor ihre 
Gründe bekanntzugeben, wenn sie den Richt- 
linien nicht zu entsprechen beabsichtigen. 

Zu § 10: 

§ 10 E regelt die Verwaltungsgebühr im 
Sinne des § 8 KVG unter Beachtung der im 
Entwurf vorgesehenen Änderungen, insbe- 
sondere des Verzichts auf das Einspruchsver- 
fahren und der Übertragung der Entschei- 
dung über Emissionsanträge auf den Bun- 
desminister für Wirtschaft. 



Zu S 11: 

§ 1 1 Eentspridit § 9KVG. Für die erstmalige 
Begebung von Inhviberschuldverschreibungen 
Ist nur die in S ^ E vorgesehene Geneh- 
migung erforderlich. Da aber § 11 E lediglich 
die staatliche Genehmigung nach § 795 BGB 
durch die Genehmigung nach § 1 E ersetzt, 
sind bei der Emission von Wandelschuldver- 
schreibungen oder Aktien daneben die nach 
dem Aktiengesetz erforderlichen Genehmi- 
gungen einzuholen, für deren Erteilung das 
Landeswirtschaftsministerium im Einverneh- 
men mit den beteiligten Länderministerien, 
insbesondere dem Justiz- und Finanzmini- 
sterium zuständig ist. (Vgl. ^ 174 und z. B. 
§ 12 Akt. Ges.). Sov/eit es sich um Wert- 
papiere der vorbezeichneten Art handelt, 
kann der Bundesminister für Wirtschaft nur 
über die Erteilung der nach § 1 E erforder- 
lichen Genehmigung entscheiden. Er wird 
sich daher vor seiner Entsdieidung mit dem 
zuständigen Landeswirtschaftsministerium 
in Verbindung setzen, um zu vermeiden, daß 
hinsichtlich desselben Eniissionsantrages der 
Bundeswirtschaftsminister und der Landes- 
wirtschaftsminister voneinander abweichende 
Entschließungen treffen. 

Zu§ 12: 

Um eine Kapitallenkung zur Finanzierung 
der volkswirtschaftlich vordringlichen In- 
vestitionen durchführen zu können, ist es 
notwendig, daß die Durchführung der Emis- 
sion sowie die Einhaltung der Bedingungen 
und Auflagen Im Sinne des ^ 1 Abs. 2 E, 
durch die Insbesondere die Verwendung des 
Emissionserlöses für die als vordringlich an- 
erkannten Investitionsvorhaben sichergestellr 
werden soll, nachgeprüft werden kann. Der 
Entwurf sieht daher vor, daß der Bundes- 
minister für Wirtschaft oder die von Ihm 
beauftragte Stelle jederzeit vom Antragsteller 
Auskünfte verlangen kann, die sich auf die 
Durchführung der Emission und die Ein- 
haltung dieser Bedingungen oder Auflagen 
beziehen, läßt aber die allgemeine Auskunfts- 
pflicht auf Grund der Verordnung über 
Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 unbe- 
rührt. 

Da nach dem KVG für die Genehmigung 
von Emissionsanträgen die Länder zuständig 
sind, erfolgt z. Z. die Überwachung der Ein- 
haltung von Bedingungen und Auflagen 
durch die Länder. In den Ländern ist jedoch 
eine einheitliche Regelung der Überwachung 
nicht durchgeführt worden. Es Ist daher er- 
forderlich, eine Auskunftsbefugnis für den 


Bundcsminlster für Wirtschaft auch hinsicht- 
lich derjenigen Emissionen zu geben, die 
während der Geltungsdauer des KVG vom 
2. September 1949 genehmigt worden sind. Die 
Entscheidung über die Genehmigung von 
künftigen Emissionsanträgen wird nämlich 
auch davon abhängig zu machen sein, ob bei 
früheren Emissionen des gleichen Antrag- 
stellers die mit der Genehmigung ver- 
knüpften Bedingungen und Auflagen einge- 
halten worden sind. 

Als vom Bundesminister für Wirtschaft zu 
beauftragende Stelle kommt eine Bundes- 
stelle in Betracht. Zweckmäßigerwelse wird 
der Bundesminister für Wirtsdiaft die gleiche 
Stelle mit der Wahrnehmung der Befugnisse 
Im Sinne des ^ 67 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten (vgl. 5 L^ ^bs. Abs. 2 E) 
beauftragen. 

Zu 55 13 und 14; 

Der Entwurf bringt gegenüber dem bis- 
herigen § 10 KVG folgende Änderungen: 

a) Der Verstoß gegen § 1 E stellt nur 

noch eine Ordnungswidrigkeit dar. Ent- 
spredfiend der neueren Praxis, die es ver- 
meidet, Mischtatbeständc aufzustellen, ist 
auch hier der bisherige Mischtatbestand 
beseitigt worden. Verstöße gegen die 
Wirtschaftsordnung sollen nur in beson- 
deren Fällen als kriminelles Unrecht be- 
handelt werden. 

b) Der Entwurf übernimmt nicht die bis- 
herige Vorschrift des ^ 10 Abs. 2 KVG. 
Eine Vorschrift über die Ahndung einer 
Verletzung der Aufsichtspflicht erübrigt 
sich, weil die Begebung von Urkunden 
der In § 1 bezelchneten Art ohne Be- 
teiligung des Betriebsleiters oder des In- 
habers nicht denkbar ist und weil 5 M F 
schon vorsieht, daß juristische Personen 
für die ihren Vertretern auferlcgten 
Geldbußen haften. 

c) Die Vorschriften des 14 E sind an Stelle 
des bisherigen ^ 10 Abs. 2 KVG (Ver- 
letzung der Aufsichtspflicht) eingefügt. 
Sie schließen sich an die Regelung, die 
in 5 14 des Entwurfs des Großbanken- 
gesetzes (BR-Drucksache Nr. 749/51) und 
In 5 31 des Entwurfs zum Kartellgesetz 
vorgesehen ist, an. 

Zu § 15: 

§15 Abs. 1 E entspricht sachlich § 12 Abs. 1 
und 4 und § 11 Satz 2 KVG. Unter „Länder“ 
im Sinne des Absatzes 1 Ist auch das Land 
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Berlin zu verstehen, da nach 16 E das Ge- 
setz auch im Gebiete des Landes Berlin gilt. 

§ 15 Abs. E bestimmt, daß die Bundesregie- 
rung und der Bundesfinanzminlnster im 
Rahmen der ihnen durch die in Absatz 2 
näher aufgeführten Bestimmungen gegebenen 
Zuständigkeit gehalten sind, von einer Ent- 
schließung im Sinne dieser Bestimmungen 
den Ausschuß für Kapitalverkehr anzuhören, 
um auf diese Weise sicherzustellen, daß die 
Begebung von Schuldurkunden der Deutschen 
Bundesbahn, der Deutschen Bundespost und 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau mit den 
Grundsätzen, die der Ausschuß seinen Gut- 
achten für die Begebung von Urkunden der 
im 5 1 E bezeichneten Art zugrundelegt, 
übereinstimmt. 

Nach allgemeinen Grundsätzen Ist der Ver- 
treter der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
im Ausschuß für Kapitalverkehr jedoch bei 
Erteilung des Gutachtens nicht stimm- 
berechtigt, wenn ein Emissionsantrag der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau behandelt 
wird. 

Der Entwurf übernimmt nicht das in § 12 
Abs. 2 Satz 2 KVG geregelte Widerspruchs- 
recht der Bundesregierung und der Bank 
deutscher Länder gegen die Emission von 
Schuldverschreibungen der Deutschen Bun- 
desbahn und der Deutschen Bundespost. 
Nach ^ 8 des Gesetzes über die Deutsche 
Reichsbahn vom 4. Juli 1939 (Reichsgesetzbl.T 
S. 1205) durfte die Reichsbahn Schuldver- 
schreibungen nur im Einvernehmen mit 
dem Reichsfinanzminister ausgeben. Nach 
^ 31 des Bundesbahngesetzes vom 13. 

Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 955) 
ist bei der Begebung von Schuldver- 
schreibungen der Deutschen Bundesbahn an 
die Stelle des Finanzministers die Bundes- 
regierung getreten. Das gemeinsame Wlder- 
snrnchsrecht der Bundesregierung und der 
Bank deutscher Lander ist damit bei Emis- 
sionen der Bundesbahn obsolet p-eworden. 
Obwohl bei Be^^ebung von Schuldver- 
schreibungen der Deutschen Bundespost der 
Bundesfinanzminister und nicht die Bundes- 
regierung eingeschaltet Ist, ein Widerspmchs- 
recht der Bundesregierung und der Bank 
deutscher Länder insoweit also aufrecht er- 
halten werden könnte, ist jedoch eine ver- 
schiedene Behandlung der Emissionen der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutsdien 
Bundespost nicht zu rechtfertigen. Der Ent- 
wurf übernimmt daher auch bei Schuld- 
urkunden der Deutschen Bundespost das 


Widersprudisrccht der Bundesregierung und 
der Bank deutscher Länder nicht, weil die 
Bank deutscher Länder Im Ausschuß für 
Kapitalverkehr vertreten ist und ihre gut- 
achtliche Stellungnahme bei Emissionen von 
Schuldverschreibungen der Deutschen Bun- 
desbahn oder der Deutschen Bundespost für 
die Entschließung der Bundesregierung oder 
des Bundesfinanzministers ohnehin von be- 
sonderer Bedeutung sein wird. 

Zu § 16: 

§ 16 E regelt im Anschluß an § 8 E die Gel- 
tungsdauer der vor dem 1. Juli 1952 erteilten 
Genehmigungen. Es handelt sich hierbei z. T. 
um Genehmigungen, die noch vor dem 
7. September 1949 also vor dem Inkraft- 
treten des KVG erteilt worden sind. 

Derartige Genehmigungen sind als noch 
gültig anzusehen, da Im KVG vom 2. Septem- 
ber 1949 die Frage der alten Genehmigungen 
nicht ausdrücklich behandelt worden ist. Der 
Entwurf sieht vor, daß Genehmigungen, die 
vor dem 1. Juli 1952 erteilt worden sind, 
spätestens am 1. Juli 1953, also nach einer 
angemessenen Übergangsfrist ungültig wer- 
den, um zu vermeiden, daß Emissionen auf 
Grund alter Genehmigungen an den Markt 
gebracht werden, obwohl sich die Verhält- 
nisse seit dem Zeitpunkt der Genehmigung 
wesentlich verändert haben. 

Zu ^ 17: 

Durch die Ordnungsvorschrift des § 13 E 
werden nahezu alle Fälle erfaßt, die In 5 145a 
StGB mit Strafe bedroht sind. In ihrem Ver- 
hältnis zueinander sind die beiden Vorschrif- 
ten selbständig, da In ihnen nicht das gleiche 
Rechtsgut geschützt wird. § 145 a StGB, der 
im Zusammenhang mit 5 795 BGB durch 
Art. 34 EGBGB in das StGB eingeschaltet 
wurde, verfolgte ursprünglich den Zweck, 
leistungsfähigen Schuldnern die Begebung von 
Tnhaberschuldverschrelbungen unmöglich zu 
machen und damit alle als Gläubiger in Be- 
tracht kommenden Personen vor Vermögens- 
verlusten zu schützen. 

Es war ursprünglich nur der redliche Ge- 
schäftsverkehr, dessen Schutz 5 ^ StGB 

dienen sollte. Diese Zweckbestimmung hat 
sich im Laufe der Zeit verschoben. Durch 
Kapitel III § 6 des 1. Teiles der Notverord- 
nung vom 8. Dezember 1931 (Relchsge- 
setzbl. I S. 703) wurde die Zuständigkeit zur 
Entscheidung über die Erteilung der Staat- 


10 



liehen Genehmigung von den Ländern auf 
das Reich übertragen. Dies erfolgte deshalb, 
um bei der Erteilung der Genehmigung auch 
volkswirtsdiaftlichc Gesichtpunkte (Lenkung 
des Kapitalsverkehrs) berücksichtigen zu 
können. Die dadurch angebahnte Entwick- 
lung hat folgerichtig zu dem geltenden 
Kapitalverkehrsgesetz und dem vorliegenden 
Entwurf geführt. Es bleibt aber festzuhalten, 
daß durch § 145 a StGB in erster Linie 
Individualinteressen geschützt werden sollen. 
Seine volkswirtschaftliche Bedeutung tritt 
demgegenüber zurück. 

Anders liegen die Verhältnisse bei ^ 13 E. 
Das KVG erfüllt In erster Linie allgemeine 
volkswirtschaftliche Aufgaben, Da allerdings 
§11 E ausdrücklich vorschreibt, daß die 
staatliche Genehmigung nach § 795 BGB 
durch die Genehmigung nach § 1 E ersetzt 
wird, sind durch das KVG nicht nur volks- 
wirtschaftliche Interessen geschützt, es will 
vielmehr gleichzeitig auch die Aufgaben er- 
füllen, die bisher nach den Vorschriften des 
BGB zu erfüllen waren. 

Gleichwohl wird man aber sagen müssen, daß 
im Rahmen des § 13 E allgemeine volkswirt- 
schaftliche Interessen das In erster Linie ge- 
schützte Rechtsgut sind. Aus dieser Ver- 
schiedenheit der Rechtsgüter ergibt sich straf- 
rechtlich die Selbständigkeit der in Betracht 
kommenden Strafvorschriften. 

Dieses Nebeneinander einer Straf- und einer 
Bußveldvorschrift führt zu unannehmbaren 
Ergebnissen. Verstoße gegen § 13 E sind 
volkswirtschaftlich von erhöhtem Interesse, 
da nicht nur der Gläubiger gegen einen 
leistungsfähigen Schuldner geschützt werden 
soll, sondern darüber hinaus auch allgemeine 
volkswirtschaftliche Interessen zu wahren 
sind. Ein Verstoß gegen § 13 E wleet in der 
Regel also schwerer als ein Verstoß geven 
145 a StGB. Es ist deshalb nicht gerecht- 
fertigt. im ersten Falle eine bloße Ordnungs- 
widrigkeit, Im zweiten dagegen eine Ver- 
gehensstrafdrohnn V vorzusehen nnd würde 
zu dem unerträglichen Ergebnis führen, daß 
der Geqe^zgeber einen absolut unrichtigen 
M^^ßstab für die Bewertung von Unrecht ein- 
führt. Ein Nebeneinander der 13 E und 
145 a StGB Ist deshalb nicht zu vertreten. 

Der Entwurf hebt daher § 145 a StGB auf. 
Während für unverzinsliche Inhaberschuld- 
verschrelbungen Spezialvorschriften gelten, 
erfaßt § 145 a StGB alle verzinslichen Schuld- 
verschreibungen auf den Inhaber, in denen 


die Zahlung einer bestimmten Geldsumme 
versprochen wird. Der Entwurf reicht, so- 
weit er sich auf Inhaberschuldverschreibun- 
gen bezieht, theorethlsch nicht so weit. Nach 
der Fassung des § 1 Abs. 1 E sind nur 
Schuldurkunden, die zur Verwendung am 
Kapitalmarkt geeignet sind, genehmigungs- 
pflichtig. Hiernach bedürfen nicht der Ge- 
nehmigung namentlich verzinsliche Global- 
(Einzel-)schuldverschreibungen, soweit sie zur 
Verwendung am Kapitalmarkt ungeeignet 
sind. In der Praxis haben jedoch derartige 
Globalschuldverschreibungen als Inhaber- 
papier keine wesentliche Bedeutung, sondern 
werden als Namenspapiere ausgestellt. Un- 
verzinsliche Inhaberschuldverschreibungen 
kommen als Kapitalmarkttitel in der 
Praxis überhaupt nicht vor. Sie wären auch 
aus diesem Grunde zur Verwendung am 
Kapitalmarkt ungeeignet. Für die praktische 
Anwendung Ist deshalb davon auszugehen, 
daß die Genehmigungspflicht nach § 1 Abs. 1 
E sämtliche Fälle erfaßt, bei denen gleich- 
zeitig die staatliche Genehmigung des § 795 
BGB erforderlich Ist. Dadurch ist die Bedeu- 
tung des § 145 a StGB nahezu vollständig 
ausgehöhlt. Solange das KVG In der Neu- 
fassung gilt, also bis zum 31. Dezember 1953, 
besteht kein Bedürfnis für eine eleichzeitige 
Aufrechterhaltung des § 145 a StGB. 

Zu § 18: 

In der Anlage 3 zum Dritten Überleitungs- 
gesetz Ist unter Ziff. 4 das Gesetz über den 
Kapitalverkehr vom 2. September 1949 auf- 
geführt, Das Gesetz über den Kapitalverkehr 
tritt also mit der Übernahme des Dritten 
Überleitungsgesetzes durch das Land Berlin 
auch in Berlin in Kraft. Das gleiche gilt für 
diesen Entwurf. 

Zu § 19: 

Gemäß § 15 KVG tritt das Kapitalverkehrs- 
gesetz am 30. Juni 1952 außer Kraft. Die 
Neufassung sieht daher als Zeitpunkt des In- 
krafttretens den 1. Juli 1952 vor, befristet 
aber die Geltungsdauer bis zum 31. Dezember 
1953. Durch die Befristung wird sicherge- 
stellt, daß die Bundesregierung und die 
gesetzgebenden Körperschaften sich vor Ab- 
lauf des Gesetzes erneut mit der Lage am 
Kapitalmarkt befassen, um sich schlüssig zu 
werden, ob das Gesetz auslaufen soll oder 
eine erneute Verlängerung angezeigt er- 
scheint. 


11 



Anlage 


Betn: Entwurf eines Gesetzes über den 
Kapltalverkchr 

1.54 wird um folgenden Absatz ergänzt: 

„(3) Beabsichtigt der Bundes- 
minister für Wirtschaft, eine von der 
Stellungnahme der zuständigen Lan~ 
desbehörde un4 dem Gutachten des 
Ausschusses für Kapitalverkehr ab- 
weichende Entscheidung zu treffen, so 
gibt er zuvor der Landesbehörde 
unter Mitteilung der Gründe Gelegen- 
heit zur weiteren Stellungnahme.“ 

Begründung: 

Die sehr wichtigen Landesinteressen an 
einzelnen Emissionen gebieten, die Mög- 
lichkeit zu nochmaliger Einflußnahme 
des Landes auf die Entscheidung des Bun- 
desministers für Wirtschaft unter den be- 
zelchneten Voraussetzungen zu eröffnen. 

2. § 9 Ist mit folgenden Worten einzuleiten: 

„Die Bundesregierung kann mit Zu- 
stimmung des Bundesrates nadi gut- 
aditlidier Stellungnahme “ 

Begründung: 

Bei der Bedeutung der Richtlinien für die 
Anlage der Mittel erscheint es zweck- 
mäßig, die Zustimmung des Bundesrates 
für ihren Erlaß vorzusehen. 

3. Zur Klärung des Textes erscheinen 
folgende redaktionelle Änderungen not- 
wendig: 

a) § 12 Abs. 5 Ist zu streichen. 

b) § 13 Abs. 1 Nr. 2 b ist wie folgt zu 
fassen: 

„b) die Auskunft, zu der er nach § 12 
Abs. 1 verpfliditet Ist, unriditig 


oder unvollständig oder nicht in 
der gesetzten Frist erteilt oder 
ganz oder teilweise verweigert,“ 

Außerdem soll als c) folgende Vor- 
schrift angefügt werden: 

„c) Bücher, Belege oder sonstige 
Schriftstücke, zu deren Vorlage 
er nach 5 12 Abs. 2 verpflichtet 
Ist, nicht In der gesetzten Frist 
oder nicht vollständig vorliegt.“ 

c) In ^ 13 Abs. 2 sind anstelle der 

und 61 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten nunmehr richtigerweise 
die §5 23 und 66 dieses Gesetzes zu 
zitieren. 

d) In ^ 14 Abs. 1 sind die Worte „In 
Ausführung Ihrer Obliegenheiten 
gegen ^ 13 verstoßen“ zu ersetzen 
durch die Worte: 

„in Ausführung ihrer Obliegen- 
heiten eine der in 5 13 mit Geld- 
buße bedrohten Ordnungswidrig- 
keiten begehen,“ 

e) § 14 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Die Vertretenen sind zu 
Bußgeldverfahren zuzuziehen. Sie 
können in dem Verfahren selbstän- 
dig die Rechte geltend machen, die 
dem Betroffenen zustehen.“ 

4. Entsprechend der üblichen Fassung der 
Berlin-Klausel Ist 5 18 wie folgt zu 
ändern: 

„Dieses Gesetz und die nadi S 9 des 
Gesetzes zu erlassenden Richtlinien 
gelten in Berlin, sobald das Land Ber- 
lin die Anwendung des Gesetzes ge- 
mäß Artikel 87 Abs. 2 seiner Ver- 
fassung beschlossen hat.“ 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 25. April 1952 

An den 

Herrn Bundeskanzler 

Mit Bezug auf das Schreiben vom 3. April 1952 - 6 -55200/0-5 2 1/5 2 IH - 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 85. Sitzung 
am 25. April 1952 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über den Kapitalverkehr 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. Im 
übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Kopf 


Vd 



